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Kollektiver
Realitätsverlust
Auf ihrem Parteitag präsentierte sich die Linkspartei als Vogel mit zwei lahmen Flügeln.
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Wird „Die Linke“ je zu der kämpferischen,
fortschrittlichen Organisation werden, die wir so



dringend benötigen? Der soeben beendete Parteitag
gibt hier kaum Anlass zur Hoffnung. Beide Hauptflügel
der Partei sind zerrupft und lahm.

Schadenfreude kommt dabei absolut nicht auf, zumindest nicht bei
mir. Denn ich wüsste kaum etwas, das diesem Land in dieser Zeit
besser täte, als eine kämpferische, entschlossene, durch und durch
rebellische, funktionierende Organisation der Linken, der
Arbeiterbewegung, des fortschrittlichen Lagers, wie auch immer.
Eine Partei, die echter Theoriearbeit und einer tiefgehenden
Analyse der Weltverhältnisse als Plattform dient. Die aber zugleich
der Ort ist, an dem sich die besten Kämpfer für höhere Löhne, für
Umweltschutz, für gleiche Rechte, gegen Rassismus, für Frieden und
gegen die Machenschaften des Tiefen Staates sammeln und
wirkungsvoll organisieren.

Nun wohne ich in jenem Bundesland, es heißt Thüringen, in dem die
LINKE die führende Regierungspartei ist und den
Ministerpräsidenten stellt. Und diese LINKE ist alles das
Gewünschte eindeutig nicht. Sie ist es überall dort in besonders
geringer Ausprägung, wo sie in Regierungsverantwortung steht.

Der Journalist Rainer Balcerowiak beschrieb die Auswirkungen
dieses Widerspruchs einer LINKEN, die gleichzeitig Bewegungs-
und Regierungspartei sein möchte, an einem eindringlichen Beispiel:

Es ist schon eine rechte Strafe, über den Parteitag der LINKEN in
Leipzig schreiben zu müssen. Denn jeder Blick, den man in das
Innenleben dieser Partei tut, offenbart: es ist ja noch schlimmer, als
man befürchtet hatte!



„Der Parteitag der LINKEN hatte viele skurrile Momente.
So bejubelte eine Delegierte aus Berlin-Neukölln die
erfolgreiche Verankerung der Partei bei Mietern, die sich
gegen die Machenschaften des börsennotierten
Immobilenkonzerns „Deutsche Wohnen“ zur Wehr
setzen. Hinter ihr saß mit gönnerhaftem Lächeln der
Tagungsleiter, Berlins ehemaliger Wirtschaftssenator
Harald Wolf. Der war maßgeblich daran beteiligt, dass
Berlin eine komplette kommunale
Wohnungsbaugesellschaft, die GSW, mit über 70.000
Wohnungen an Spekulanten verhökerte. Und eben diese
Wohnungen bildeten die Basis für die Entstehung der
„Deutsche Wohnen“, gegen die seine Partei jetzt
kämpfen will.“

Dieser Harald Wolf wurde in Leipzig zum Bundesschatzmeister
gewählt. So bleibt einmal mehr die traurige Aufgabe, einen Parteitag
zu beschreiben, der vor allem demonstrierte, wie kolossal diese
Linkspartei an der ihr gestellten, geschichtlichen Aufgabe scheitert.

Never ending Flüchtlingsdebatte

Der Leipziger Parteitag bot dabei ein Spektakel der besonders
niederschmetternden Art. Zwei Flügel des schrägen Vogels
Linkspartei schlugen in kaum gebremster Feindseligkeit aufeinander
ein. Dazwischen gab es Aufrufe zur Mäßigung und die
wiederkehrende Betonung jener mythischen „90 Prozent der
inhaltlichen Fragen“, in denen man sich doch völlig einig sei.

Das wäre nun noch halbwegs zu ertragen gewesen, gäbe es
immerhin einen der beiden verfeindeten Flügel, zu dem man sich im
Brustton der Überzeugung bekennen wollte oder dem man
wenigstens attestieren könnte, im Großen und Ganzen auf dem
halbwegs richtigen Trip unterwegs zu sein.



Tragischerweise sind aber beide Lager inhaltlich ziemlich schief
gewickelt, strategisch impotent und personell eher problematisch
aufgestellt.

Das Niveau der zwischen den Lagern entbrannten Debatte ist dabei
allseitig unterirdisch. Von einem selbstbestimmten Agendasetting
kann keine Rede sein. Die Themensetzung wird der Partei nahezu
komplett von außen aufgezwungen. Die LINKE erscheint als
willenloser Spielball in der Manege des Medienzirkus. Drei Jahre
nach der großen Fluchtwelle aus Syrien, geht es auf einem Parteitag
der Linkspartei über weite Strecken zu wie in den irrwitzigsten
Talkshows von Maischberger bis Plasberg: Die Flüchtlinge, die
Flüchtlinge, die Flüchtlinge, die Flüchtlinge.

Nun ist die nicht enden wollende Dauereskalation über „das
Flüchtlingsthema“ kein Alleinstellungsmerkmal der LINKEN. Ihr tun
es CDU und CSU soeben gleich und zerfleischen sich ebenfalls über
das vermeintliche Thema aller Themen. Offenbar hat das Erlebnis
einer Million vor dem Krieg zu uns fliehender Syrer vermocht, die
nationale Gesamtneurotik der neuen Berliner Republik in einem
Maße zu mobilisieren, dass sich der traurige Rest dessen, was früher
einmal eine bundesdeutsche Öffentlichkeit genannt werden konnte,
auch Jahre später partout nicht mehr einzukriegen vermag.

Über die diesbezügliche Parteitagsdebatte in der LINKEN also
schrieb auf Facebook auch Michael Wendl. Der war in den 1990ern
ein bundesweit bekannter, kämpferischer Gewerkschafter, er ist ein
brillanter marxistischer Ökonom und ging von der SPD zur LINKEN
und dann wieder zurück zur SPD. Michael Wendl also schreibt, und
ich zitiere ihn mit ausdrücklicher Zustimmung:

„Ich wundere mich, dass hier niemand die Vorgänge nach der Rede

von Sahra Wagenknecht auf dem Parteitag der LINKEN kommentiert.

Die Rede war richtig gut, auch wenn ich nicht jede Aussage teile. Die

Kritik daran war auf einem erbärmlichen Niveau, ich war



erschrocken, wie weit diese Partei intellektuell geschrumpft ist. Die

Kritiker/innen hätten mindestens sagen müssen, welches theoretische

Konzept hinter ihrer open-borders-Ideologie steckt - vielleicht geht es

um den Kampf der internationalen Arbeiterklasse gegen das

internationale Kapital im globalen Kapitalismus, um die Organisation

der Multitude nach dem strategischen Entwurf von Michael Hardt

und Toni Negri. Sie hätten auch sagen können, dass wir uns längst in

einer transnationalen Staatsform bewegen und deshalb nationale

Grenzen überflüssig werden. Sie hätten intelligent klingende

linksradikale Phrasen dreschen können, aber noch nicht mal das

haben sie geschafft: nur substanzlose Empörung und Wut über die

Konfrontation mit der Wirklichkeit. Eine hirnlose Moralisierung von

Politik.“

Migration: die globale Realität

Tatsächlich blieb die offenbare Mehrheitsforderung nach „offenen
Grenzen“ völlig abstrakt. Und sie wird absurd, wenn man sich
klarmacht, dass die auf dem Parteitag permanent angeführten „64
Millionen Menschen“, die vor Krieg, Folter, Ökokatastrophe und
politischer Unterdrückung fliehen, nur einen Bruchteil der
eigentlichen globalen Wanderungsbewegung ausmachen.

Diese nämlich besteht darin, dass sich in etwa ein Drittel der
Weltbevölkerung in den kommenden Jahrzehnten von den Dörfern
in Städte und von der Peripherie in die Metropolen bewegen wird.
Dieser Prozess findet natürlich mit der größten Wucht in China,
Indien, Brasilien oder in jenen Ländern Afrikas statt, die das
anhebende Wirtschaftswachstum auf dem schwarzen Kontinent
bereits erfasst hat.

Aber im Zeitalter globaler Mobilität zu Land, zu Wasser und in der
Luft und eines transnationalen Kapitalismus wird dieser gewaltige



Prozess selbstverständlich auch die Metropolen Europas erfassen
und hat es längst getan - zumal wir auch hier eine ähnliche Dynamik
haben: die Ballungsräume wirken wie riesige Staubsauger, die
immer noch mehr Menschen, Kapital, Infrastruktur, Wissen,
Institutionen und Wirtschaftskraft ansaugen. Dem stehen weite
Landstriche gegenüber, die, wenn überhaupt, dann nur noch eine
Bedeutung als Agrarwüsten der industriellen Landwirtschaft oder
als touristische Zielzonen und Erholungsgebiete der Städter haben.

Wir stehen somit vor einer riesigen Herausforderung, die weit über
die im Maßstab einer Menschheitsfamilie von 7,5 Milliarden
Mitgliedern eher nicht so sagenhaften 64 Millionen Flüchtlinge
hinausgeht. Und dieser Herausforderung ist weder mit blumigen
Forderungen nach „offenen Grenzen“ beizukommen, noch mit
neuen Mauern und einem "verbesserten", also unmenschlichen
Grenzregime. Auch diese Maßnahmen werden sich als hilflose
Symptomdoktorei erweisen.

Gefordert wären: kluge, weitsichtige Konzepte, die diese in der
Hauptsache durch die wirtschaftliche Dynamik der
Entwicklungsländer ausgelöste Wanderungsbewegung in
einigermaßen kontrollierbare Bahnen steuern, die aber auch
gegensteuern, indem sie ländliche Bereiche und die globale
Peripherie aufwerten und für alte und neue Bewohner attraktiver
machen.

Hierfür und zum Management der unweigerlich stattfindenden
Migration braucht es einen handlungsfähigen Staat und kompetente
Institutionen, die effektive Instrumente für eine erfolgreiche
Integration von Zuwanderern in den jeweiligen Zielstaaten
organisieren. Und selbstverständlich kann alles das nur gelingen,
wenn es eine vernünftige und menschenwürdige Regulation der
Migration gibt. Und damit diese Regulation gelingt, sind Fragen von
Krieg und Frieden, Ökokatastrophe, Zugang zu sauberem
Trinkwasser weltweit, entscheidend. Reine Ablenkung stellt



dagegen eine illusorische, und in der Praxis gnadenlose Politik der
Abschottung dar - aber auch eine Politik des komplett
unkontrollierten Zugangs ist illusorisch und stellt letztlich eine
Form der Politikverweigerung dar.

Die Lösung ist weder die totale Kontrolle noch der totale
Kontrollverlust, sondern eine pragmatische, lösungsorientierte
Herangehensweise, selbstverständlich auf der Basis humanistischer
Prinzipien.

Idiotische Positionierungsschlachten

Stattdessen liefern sich beide Flügel der Linkspartei eine
hochemotionale Konfrontation, deren Logik sich in erster Linie aus
der Dauermisere eines verkorksten innerparteilicher Machtkampfs
erklärt.

Die kollektive Realitätsverweigerung, die seit 2015 den „Diskurs“
über Geflüchtete in Deutschland auszeichnet, beherrscht dabei
auch die LINKE. Statt hysterischer Positionierungsschlachten
bräuchte es eine sehr sachliche Analyse des Phänomens der
globalen Migration und eine konsequente Entwicklung
wirkungsvoller Lösungsansätze. Heulen, Kreischen, Schuldzuweisen
bringt auf die Dauer Null Punkte. Genau so viele Punkte hat auch
dieser Parteitag für die Linkspartei eingefahren. Denn das Wahlvolk
steht kopfschüttelnd vor einem grotesken Spektakel.

Dem gesellschaftlichen Klima wäre demgegenüber am
besten gedient, wenn es wenigstens eine Partei gäbe,
die sich nicht die Köpfe einschlägt über die ewige
Flüchtlingsdebatte und die es vollbringt, hier einen
unaufgeregten, lösungsorientierten Ton anzuschlagen.

Wie es aussieht, wird DIE LINKE diese Partei so schnell nicht



werden. Denn die Formelkompromisse, die in Leipzig verabschiedet
wurden, dürften wenig Bestand haben, wie die unmittelbar
einsetzenden Interpretationsschlachten nach dem Parteitag bereits
zeigten.

Wagenknecht als Opfer?

Nun gibt es in den Kreisen der neuen Friedensbewegung eine starke
Affinität zu einem der beiden Flügel der LINKEN, nämlich zu dem
um Oskar Lafontaine und Sahra Wagenknecht.

Das ist einerseits verständlich. Beide sind wesentlich klarer und
mutiger, wenn es um die NATO-Konfrontationsstrategie gegen
Russland geht als der Flügel um die beiden Parteivorsitzenden. Was
den Antimilitarismus der LINKEN angeht, sind Lafontaine und
Wagenknecht zweifellos glaubhafter als eine Katja Kipping, ein
Bernd Riexinger oder auch ein Gregor Gysi.

Aber aus meiner Sicht schießen einige Protagonisten weit übers Ziel
hinaus, wenn sie Wagenknecht und Lafontaine ausschließlich als
Opfer der Intrigen von Kipping und Riexinger darstellen.

DIE LINKE ist eine Schlangengrube und der dort gepflegte Politikstil
ist wahrlich zum Davonlaufen. Es unterliegt auch keinem Zweifel,
dass die Sprache, die gegen Wagenknecht geführt wird und die ihr
mitunter nahezu neofaschistische Tendenzen unterstellt, oftmals
eine Sprache des Mobbings und der Diffamierung ist.

Aber es ist nicht so, dass man nicht andererseits auch die Empörung
über das Agieren von Wagenknecht und Lafontaine recht gut
verstehen könnte. Oskar Lafontaine holt auf Facebook immer
wieder die ganz große Schleuder in der innerparteilichen
Schlammschlacht raus und attackiert Kipping und Riexinger



namentlich und auf eine indiskutable und parteischädigende Art und
Weise.

Und wenn ich Mitglied dieser Partei wäre und erleben müsste, wie
Sahra Wagenknecht ihre Position als Talkshowqueen und
Medienliebling ein ums andere Mal einsetzt, um an der
Beschlusslage der Partei vorbei ziemlich fragwürdige „Akzente“ zu
setzen, wäre ich sicherlich auch nicht erfreut.

Nun bin ich nicht Mitglied dieser oder einer anderen Partei. Das hat
den großen Vorteil, dass ich völlig frei und ungebunden sagen und
schreiben kann, was ich möchte.

Wer aber Funktionsträgerin einer Partei ist, wird damit leben
müssen, dass die Beschlüsse dieser Partei auch dann bindend sind,
wenn sie einem nicht gefallen.

Meint man, die Beschlusslage im medialen Alleingang ändern zu
können, wird man dann eben auch eine kontroverse Debatte auf
einem Parteitag aushalten müssen, speziell, wenn man sich, wie
Wagenknecht, dieser Debatte ein ums andere Mal entzieht,
Gremiensitzungen fernbleibt und sich lieber auf die bürgerlichen
Medien als Machtbasis konzentriert, als in der eigenen Partei um
Mehrheiten zu kämpfen.

Erneut: ich hätte auf diese Gremienarbeit nicht die geringste Lust.
Aber wer den Weg der Parteipolitik gewählt hat, wird sich an die
Regeln der Willensbildung in Parteien halten müssen.

Fremdgesteuerte Elemente?

Die Loyalität mit Sahra Wagenknecht treibt nun mitunter recht
skurrile Blüten. Zu diesen gehört ein Artikel von Albrecht Müller,



dessen Nachdenkseiten in einer Bedingungslosigkeit bar jeder
kritischen Distanz für Wagenknecht und Lafontaine zu Felde ziehen.

Albrecht Müller hat nun einen Artikel mit dem Titel geschrieben:
„Rätselhafte Fragenattacke nach der Rede von Sahra Wagenknecht
– des Rätsels Lösung: auch die Linkspartei ist fremdgesteuert
(https://www.nachdenkseiten.de/?p=44371)“.

In der Tat lag die Parteitagsregie fest in der Hand der alten und
neuen Parteivorsitzenden Kipping und Riexinger. Dass etwa
Wagenknechts Rede zu einem Zeitpunkt angesetzt war, zu dem
Phoenix den Parteitag gerade nicht live übertrug, wird man nicht für
einen Zufall halten wollen.

Auch die nach ihrer Rede statthabende einstündige Debatte scheint
dem Drehbuch des gepflegten Parteitagsmassakers entsprungen zu
sein. Da beantragt ein weithin unbekannter junger Genosse mit
blauen Haaren eine außerplanmäßige Debatte von einer Stunde und
die Mehrheit des Parteitags, die auf Seiten des Anti-Wagenknecht-
Lagers stand, stimmte prompt zu.

Müller folgert daraus:

„Wagenknecht hatte eine beeindruckende Rede gehalten. Sie

beeindruckt damit nicht nur Mitglieder und Sympathisanten der

Linkspartei. Sie könnte zum Kristallisationspunkt einer linken

Sammlungsbewegung werden. Höchste Zeit zur Intervention. Die von

außen gesteuerten Kräfte in der Linkspartei mussten intervenieren.

Sie haben es auf geschickte und offensichtlich geplante Weise getan.

Mit dem Antrag für eine Sonderdebatte zur Rede von Sahra

Wagenknecht.“

Das Problem an Müllers Artikel ist nun seine außerordentliche
Angreifbarkeit aufgrund der völligen Abwesenheit irgendeines
nennenswerten Belegs für seine Behauptung. Man mag nun finden,

https://www.nachdenkseiten.de/?p=44371


dass es solcher Belege auch nicht bedürfe. Wer auch nur die leiseste
Ahnung vom Treiben der Geheimdienste hat, wird auch ohne
konkrete Beweise davon ausgehen, dass Gewerkschaften, Parteien,
die meisten NGOs und Bewegungen nicht nur ausgiebig überwacht,
sondern auch bis zu einem gewissen Grad mit Leuten durchsetzt
sind, deren Aufgabe die Zersetzung systemgefährdender
Zusammenhänge ist.

Wenn man sich den innerparteilichen Krieg der LINKEN über die
Jahre ansieht, braucht es nicht viel Fantasie, sich auch hier solche
Eingriffe vorzustellen. Wer allerdings die deutsche Linke kennt,
weiß auch, dass dieses ewige Hickhack seit jeher tief in ihrer Kultur
verankert ist. Schon zu Marx und Engels Zeiten waren die
Auseinandersetzungen zwischen verschiedenen Führern der
Arbeiterbewegung von ausgesuchter Bösartigkeit - allerdings war
das geistige Niveau unermeßlich höher...

Zudem macht es einen Text nicht gerade stärker, wenn er die
Behauptung, er lege die geheimen Vorgänge hinter dem
Augenschein offen, ausschließlich auf eine andere Interpretation
des Augenscheins zu gründen in der Lage ist.

Der junge Genosse mit den blauen
Haaren

Hinzu kommt, dass mir dieser unbekannte Genosse mit den blauen
Haaren, der nach Müller als fremdgesteuertes Element den Antrag
zur Eröffnung der Debatte gestellt hat, persönlich eben nicht
unbekannt ist. Es handelt sich um Johannes Häfke. Ich kenne ihn
seit vielen Jahren, denn er ist in Südthüringen aufgewachsen, wo ich
seit zehn Jahren beheimatet bin. Johannes hat beim Bildungswerk
gearbeitet und bei der Arbeiterwohlfahrt. Er arbeitet jetzt für den
gewerkschaftspolitischen Sprecher der Linksfraktion im Thüringer



Landtag. Er ist so eine Sorte junger Aktivist, von denen man der
LINKEN einige Tausend Exemplare mehr wünschen würde.

Ich habe also Johannes direkt gefragt, ob sein Antrag auf die
Eröffnung einer Debatte abgesprochen gewesen sei oder einer
spontanen Regung entsprungen. Dass er das als spontane Aktion
beschreibt, erscheint mir völlig glaubwürdig, ist nun aber noch kein
Gegenbeweis zu der Müllerschen These der Fremdsteuerung. Dass
Johannes Häfke im Auftrag der Geheimdienste agiert, vermag ich
aufgrund jahrelanger Kenntnis seines Wirkens auszuschließen. Dies
einfach mal so in den Raum zu stellen, empfinde ich als wenig
statthaft.

Trotzem hat Albrecht Müller natürlich recht, wenn er schreibt:

„Sie werden das Verhalten von Joschka Fischer, von Fücks, von Gysi,

von Kipping und vielen mehr nicht erklären können, wenn Sie die

Möglichkeit der Fremdbestimmung ausschließen.“

Aber was für Fischer und Fücks gilt, gilt eben nicht für Johannes
Häfke, und mir scheint dieser ganze Erklärungsansatz insgesamt
wenig hilfreich, die Misere der LINKEN zu verstehen.

Auch die Bolschewiki hatten ihre gesamte Geschichte hindurch mit
der Infiltration ihrer Parteiorganisation durch den zaristischen
Geheimdienst Ochrana zu kämpfen. Jede Organisation, die wirklich
fundamentale Veränderungen herbeiführen will, wird sich mit
diesen Machenschaften herumschlagen müssen. Will sie erfolgreich
sein, muss sie es trotz dieser Manöver sein und nicht darauf warten,
dass das alte System eines schönen Tages aus freien Stücken die
Bahn freigibt.

Insofern ist es legitim und hilfreich, den Blick für derlei
Möglichkeiten der gezielten Zersetzung zu schärfen. Wer
Geheimdienstmachenschaften rundweg ausschließt, ist naiv.



Aber wenn man diese aufdecken will, braucht man konkretere
Anhaltspunkte, als Müller sie parat hat. Sonst bewegt man sich in
den Straßengraben der Spekulation und liefert den Kritikern der
„Verschwörungstheorie“ wohlfeile Munition. Damit ist niemandem
geholfen.

Lichtblicke

Gibt es nun auch Positives zu berichten von diesem Parteitag? Nun
ja, einiges Weniges gibt es da, immerhin.

In einigen Landesverbänden scheint die LINKE eine zunehmende
Basisverankerung in echten sozialen Bewegungen zu entwickeln,
beispielsweise in den Kämpfen des Pflegepersonals oder bei
Amazon. Während die LINKE im Osten hoffnungslos
institutionalisiert scheint und sich hinter den Grenzen der
Machbarkeit innerhalb des Parlamentarismus verschanzt hat,
entwickelt sie anderswo eine Reihe guter, kämpferischer
Basisaktivisten.

Wenn es eine Zukunft für die LINKE gibt, liegt sie genau hier: als
kämpferische Bewegungspartei.

Und während man viel Negatives gegen die Führung von Riexinger
und Kippinger vorbringen mag, haben sie daran zweifelsohne
gewisse Verdienste. Bernd Riexinger hat zuvor als
Gewerkschaftsmann in Baden-Württemberg bewiesen, dass er das
Handwerk des Organisierens versteht. Er hat seinerzeit eine sehr
wirkungsvolle gewerkschaftliche Kampagne gegen die Hartz-IV-
Gesetze durchgeführt.

Und genau das verweist wieder auf den Vogel mit zwei kranken



Flügeln. Riexinger und Kipping können organisieren, sie können
Strukturen bauen - eine Fähigkeit, die der menschenscheuen Sahra
Wagenknecht komplett abgeht. Für das organisatorische Kleinklein
fehlt ihr der Blick und jegliches Interesse. Gleichzeitig haben
Riexinger und Kipping das Charisma eines toten Fischs, während
Wagenknecht eine brillante Rednerin ist.

An sich wäre nicht schwierig, sich eine Arbeitsteilung
vorzustellen, die aus diesen Unterschieden eine
wirkungsvolle Kombination wachsen und den Vogel
Linkspartei endlich abheben und fliegen lässt.

Ob es nun an Müllers „fremdgesteuerten Elementen“ oder an
anderen, tieferen Ursachen liegt: es braucht dann leider doch etwas
zuviel Phantasie, um sich eine solche funktionierende Arbeitsteilung
in der Praxis dieser Linkspartei vorzustellen. Der Laden ist im
Grunde ein Fall für eine Mediation oder eine Gruppentherapie. Der
Karneval der Eitelkeiten übertönt jede ernsthafte politische
Bemühung. Alle sind ständig empört, beleidigt, außer sich, verletzt,
stinksauer und in größter Aufregung.
In Leipzig war das Ergebnis dessen, dass sich nahezu das komplette
Führungspersonal nach Kräften gegenseitig beschädigt hat. Mit
Erfolg. Riexinger und Kipping erhielten miserable Wahlergebnisse.
Wagenknecht musste einen oftmals erniedrigenden Dauerbeschuss
und ungezählte Spitzen über die gesamte Dauer des Parteitags
einstecken.

Am Ende kennt dieser Parteitag, vielleicht mit Ausnahme von Leuten
wie der hessischen Landeschefin Janine Wissler oder dem
Schriftsteller Raul Zelic, fast nur Verlierer.

Es ist zum Haare ausraufen, mit dieser Linkspartei, die wir so
dringend bräuchten.



Dieser Artikel erschien bereits auf www.rubikon.news.
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